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24 Stunden
garantierte Überwachung
Wie virtuelle Portiers in Brasilien für Sicherheit sorgen

NICOLE ANLIKER, SÃO PAULO

Die Sicherheit von 28 000 Brasilianern
in 250 Wohnanlagen, verteilt über São
Paulo, wird aus dem Maschinenraum von
Delta Omega gesteuert. 26 sogenannte
virtuelle Portiers starren auf Monito-
ren, auf denen sie die Aufnahmen von
Hunderten von Überwachungskameras
verfolgen. Jeder Winkel des Eingangs-
bereichs von Eigentumswohnungen, die
sich einige Kilometer entfernt befinden,
ist zu sehen. Es herrscht reger Betrieb
im Sicherheitsunternehmen. Per Sprech-
anlage empfangen diese Pförtner pau-
senlos Besucher von Anwohnern, lassen
deren Zugang autorisieren und öffnen
per Knopfdruck die Eingangstür. «24
Stunden garantierte Überwachung», da-
mit wirbt Delta Omega. In einem Land
wie Brasilien, das mit einer der höchsten
Kriminalitäts- und Mordraten weltweit
kämpft, ist das Versprechen ein lukra-
tives Geschäft. Denn wer es sich leisten
kann, zahlt für seine Sicherheit.

Gesichtserkennung statt Portier

In São Paulos Reichenvierteln sind Ein-
familienhäuser und Eigentumswohnun-
gen hinter hohen Metallzäunen, Schran-
ken oder Mauern versteckt. Manch eine
Mauerkrone ist mit Stacheldraht ver-
sehen.An den Fassaden hängen haufen-
weise Überwachungskameras. Gewöhn-
lich sitzt am Haupteingang ein Portier,
der nur passieren lässt, wer dort wohn-
haft ist oder erwartet wird. Dieser wird
aber zunehmend von hochmodernen
Überwachungssystemen ersetzt.

Die Sicherheit habe sich dadurch
massiv verbessert, ist der Ingenieur
Rui Costa überzeugt, der Delta Omega
1993 ins Leben gerufen hat. Ein Portier
schlafe ein, gehe auf die Toilette oder
lege eine Pause ein, führt Costa aus,
dann springe oft eine Putzkraft ein. Das
geht seiner Meinung nach auf Kosten
der Sicherheit. Zu technischen Ausfäl-
len, so behauptet er, komme es kaum,
und wenn, dann liessen sich diese in
Windeseile lösen. Er verweist auf ein
Team von Technikern, das stets einsatz-
bereit sei, aber auf das er äusserst selten
zurückgreifen müsse.Auch finanziell, so
rechnet er vor, zahle sich die Investition
in die Einrichtung innerhalb eines Jah-
res aus. Die monatlichen Fixkosten sind
beträchtlich tiefer als die Löhne von
mindestens vier Portiers, die sich die
Schichtarbeit aufteilen.

Während Costas Team aus der
Distanz die Zugangskontrolle von Be-
suchern übernimmt, kommen die An-

wohner autonom per Gesichtserken-
nung, Fingerabdruck-Sensor oder Badge
in ihr Heim. Der private Sicherheits-
sektor wachse und professionalisiere
sich im Schritt mit der technologischen
Entwicklung, erklärt Costa nicht ohne
Stolz. Er gilt als Pionier im technologi-
schen Sicherheitsbereich in Brasilien.

Entsprechend abgesichert ist auch der
Zugang zu den Räumlichkeiten seines
Unternehmens. Zunächst tritt man via
Sprechanlage in Kontakt mit einer Emp-
fangsdame. Diese schickt eine Person
zum Haupteingang, welche Eintritt ins
Gebäude gewährt und anschliessend per
Fingerabdruck-Sensor drei Türen öffnet
– inklusive jene des Lifts – bis man sich
im Reich von Delta Omega befindet.

Viele gepanzerte Fahrzeuge

Delta Omega war vor zehn Jahren das
erste Unternehmen, das virtuelle Pfört-
ner anbot. Seither stellen immer mehr
Überbauungen mit Eigentumswohnun-
gen auf das System um – vor allem in
São Paulo. Wie die Präsidentin des Ver-
bands elektronischer Sicherheitsunter-
nehmen vergangenes Jahr gegenüber
der brasilianischen Tageszeitung «O
Estado de S. Paulo» sagte, wächst der
Markt jährlich um 150 Prozent.

Die blühende Sicherheitsindustrie
manifestiert sich auch im öffentlichen
Leben: Kein anderes Land der Welt
zählt nach Angaben des Branchenver-
bands so viele gepanzerte Fahrzeuge wie
Brasilien. 220 000 sollen 2018 auf den
Strassen zirkuliert haben – zwei Drittel
davon in São Paulo. Eine Autogarage im
Nobelviertel Pinheiros wirbt im Schau-
fenster damit, dass die Panzerung in acht
Raten gezahlt werden kann.

Auffällig ist auch die grosse Zahl an
privaten Sicherheitsleuten. Uniformiert
und oft auch bewaffnet bewachen diese
Supermärkte, Banken, Schulen, öffent-
liche Gebäude, Quartierstrassen, Pri-
vateigentum, Privatpersonen – eigent-
lich beinahe alles, was bewacht werden
kann. Gewalt ist in Brasilien ein ewiges
Problem. Vergangenes Jahr wurden laut
der Nichtregierungsorganisation Forum
Brasileiro de Seguranca Publica rund
47 700 Morde verzeichnet. Das waren
zwar 17 Prozent weniger als im Vor-
jahr, aber immer noch mehr als in den
meisten Ländern der Welt. Für die Bra-
silianer mag die mangelnde öffentliche
Sicherheit ein Problem sein, für Unter-
nehmen ist es ein Riesengeschäft.

Private Sicherheitsfirmen,die Dienst-
leistungen im Bereich von Personen- und
Gebäudeschutz sowie Werttransporten

anbieten, sind in Brasilien seit mehr als
vierzig Jahren legal. Da die Branche kri-
senanfällig ist, verzeichnet sie seit den
achtziger Jahren keinen linearen, aber
einen konstanten Zuwachs. Laut der
Bundespolizei gab es 2002 knapp 1400
Sicherheitsunternehmen. Zurzeit sind
gut 2700 offiziell registriert, die rund
550 000 Sicherheitsleute angestellt
haben. Zum Vergleich: Brasilien hat der-
zeit knapp 700 000 Polizisten.

Parallel dazu sind klandestine Sicher-
heitsfirmen, die keinerlei Autorisierung
haben, wie Pilze aus dem Boden ge-
schossen. 2015 schätzte der nationale
Verband privater Sicherheitsorgane
(Fenavist), dass es landesweit 5000 ir-
reguläre Unternehmen gebe. Dies legt
die Vermutung nahe, dass es in Brasilien
insgesamt weit mehr private Sicherheits-
kräfte als Polizisten gibt.

Gefühlte Angst

Irreguläre Sicherheitsfirmen werden von
Leuten wie João Palhuca bekämpft.Er ist
der Präsident der Sesvesp,einer Gewerk-
schaft der Sicherheitsleute. Seiner Mei-
nung nach sind die klandestinen Sicher-
heitsunternehmen deshalb so zahlreich
und stark, weil der brasilianische Staat
schwach ist und die Sicherheit der Bür-
ger nicht gewährleistet. Denn irreguläre
Firmen übernehmen oftmals Aufgaben,
die der Staat vernachlässigt und die lega-
len Sicherheitsfirmen gar nicht erst er-
laubt sind – wie etwa die Bewachung von
Strassen oder ganzen Quartieren.

Sicherheitsexperten stimmen mit Pal-
huca und Costa überein, dass das Wachs-
tum der Sicherheitsindustrie nicht in
direkter Verbindung mit der Gewaltsta-
tistik steht. Das subjektive Gefühl der
Unsicherheit ist dafür ausschlaggebend.
Laut einer Studie der nationalen Statis-
tikbehörde aus dem Jahr 2009 lebt die
Hälfte der Brasilianer, die über zehn
Jahre alt sind, in Angst.Aktuellere Zah-
len gibt es nicht. Doch das ändert nichts
an der Tatsache: Jene, die das nötige
Kleingeld haben, igeln sich in dem Kon-
text in eingemauerten Wohnhäusern ein,
um sich vor der Aussenwelt zu schützen.

Die grösste Bedenken haben Cos-
tas Kunden nach eigenen Angaben im
Hinblick auf Hackerangriffe, mit denen
potenzielle Diebe Türen öffnen und
sich so diskret und direkt Zugang zum
Wohnkomplex verschaffen könnten. Er
gibt zu, dass dieses Risiko nicht von der
Hand zu weisen ist. Die Daten seien
aber alle gut verschlüsselt, versichert
er. Und seine Angestellten prüfe er auf
Herz und Nieren.

Der ewige Konflikt im
Himalaja verschärft sich
Pakistan wirft Indien vor, Rebellen zu finanzieren

ANDREAS BABST, DELHI

Es war wohl kein Zufall, dass der paki-
stanische Aussenminister ausgerechnet
am Samstag vor die Medien trat. Der
ungeliebte Nachbar Indien feierte Di-
wali, das hinduistische Lichterfest. Paki-
stans Aussenminister schaffte es, die
Feierstimmung in Delhi ein Stück weit
zu trüben: Man habe nun endlich Be-
weise dafür, dass Indien Terrorismus
in Pakistan finanziere. Pakistan werde
diese Beweise vor der Uno präsentie-
ren. Schon lange decken sich die beiden
Nachbarn mit Vorwürfen ein.

Meist geht es darum, dass Rebellen
und Unabhängigkeitskämpfer im Nach-
barland im Geheimen unterstützt wer-
den, oft bleibt es bei Verdächtigungen.
Diesmal existieren laut Pakistan aber
Dokumente, die beweisen sollen, dass
Indien die pakistanischen Taliban finan-
ziert habe und Rebellen in Belutschi-
stan, einer südlichen Provinz Pakistans,
– wo diese chinesische Infrastruk-
turprojekte sabotiert hätten. Indien
reagierte pikiert, die Vorwürfe seien er-
funden und offensichtlich falsch. Paki-
stan wolle nur von den Problemen im
eigenen Land ablenken.

Scharmützel und Gifteleien sind
keine Seltenheit zwischen den beiden
Staaten, die sich seit ihrer Gründung
1947 im Konflikt befinden. Nun scheint
die Situation zwischen den Atommäch-
ten ein weiteres Mal angespannt. Ende
letzter Woche wurden fünf Soldaten und
mindestens zehn Zivilisten bei Angrif-
fen entlang der Line of Control getötet
– der De-facto-Grenzlinie in Kaschmir.
Der indische Premierminister Narendra
Modi verbrachte Diwali mit den Solda-
ten an der Grenze und liess sich dabei
filmen, wie er in Militärjacke aus einem
Panzer winkt.

Die jüngsten Spannungen dürften
ausgelöst worden sein durch Pakistans

Beschluss, Gilgit-Baltistan zu einer paki-
stanischen Provinz zu erklären. Anfang
Monat verkündete Premierminister
Imran Khan, Gilgit-Baltistan habe nun
«provisorischen Provinzstatus». Das Ge-
biet liegt im Norden Pakistans und ist
Teil von Kaschmir. Gilgit-Baltistan wird
seit über siebzig Jahren von Pakistan
kontrolliert, bisher blieb der Status des
Gebiets aber ungeklärt, auch Indien be-
ansprucht es für sich. Die Bewohner der
Region, etwas über eine Million Men-
schen, waren bisher nicht offiziell paki-
stanische Staatsbürger, dennoch hatten
sie in Pakistan Steuern zu zahlen.

Am letzten Wochenende liess Khan
in Gilgit-Baltistan nun Wahlen durch-
führen, seine Partei gewann offenbar die
meisten Sitze, noch sind aber nicht alle
Stimmen ausgezählt.

Dass der Status der Provinz nun
plötzlich geklärt wird, hat mit China zu
tun, wie «The Diplomat» schreibt. Gil-
git-Baltistan ist die einzige Landverbin-
dung zwischen China und Pakistan und
somit zentral für den chinesisch-paki-
stanischen Wirtschaftskorridor. Die-
ser wiederum ist wichtiger Bestandteil
der chinesischen Belt-and-Road-Initia-
tive. China hat bereits Milliarden Dol-
lar in die pakistanische Infrastruktur ge-
pumpt, auch durch Gilgit-Baltistan sol-
len bald Pipelines und Eisenbahnschie-
nen führen.

Indien seinerseits hat vor einem Jahr
seinem Gliedstaat Jammu und Kasch-
mir den Sonderstatus entzogen. Derzeit
kontrolliert Indien das Gebiet mit meh-
reren hunderttausend Soldaten. China
und Pakistan verurteilten den Schritt, er
verstärkte die Unruhe. Indien befindet
sich seit dem Frühjahr auch mit China
in einem offenen Grenzkonflikt, der-
zeit laufen Gespräche mit dem Ziel, die
Situation zu deeskalieren. Weiter west-
lich, in Gilgit-Baltistan, dürfte sie ange-
spannt bleiben.

In den Nobelvierteln von São Paulo wird zunehmend auch mit technischen Mitteln für Sicherheit gesorgt. VICTOR MORIYAMA / BLOOMBERG

IN KÜRZE Trump ordnet
weiteren Truppenabzug an
(dpa) · Der amtierende amerikanische
Präsident Donald Trump will weitere
Truppen aus Afghanistan und dem Irak
zurückziehen. Bis zum 15. Januar werde
die Zahl der Soldatinnen und Soldaten
in den beiden Ländern auf jeweils etwa
2500 reduziert, erklärte der geschäfts-
führende Verteidigungsminister Chris-
topher Miller am Dienstag im Penta-
gon. Der Teilabzug würde also unmittel-
bar vor Amtseinführung des designier-
ten Präsidenten Joe Biden umgesetzt.
Die Vereidigung ist für den 20. Januar
geplant. Das Verteidigungsministerium
in Washington machte keine Angaben
dazu, wie viele amerikanische Soldaten
derzeit noch in Afghanistan und im Irak
stationiert sind. Laut dem Nachrichten-
sender CNN sind es noch 4500 ameri-
kanische Soldaten in Afghanistan und
3000 im Irak.

EU-Beitritts-Gespräche mit
Nordmazedonien blockiert
(dpa) · Bulgarien hat wegen des Streits
mit Nordmazedonien um die teilweise
gemeinsame Geschichte den Beginn der
EU-Beitritt-Verhandlungen mit dem
Nachbarland blockiert. «Bulgarien kann
auf dieser Etappe den Entwurf eines
Verhandlungsrahmens mit der Republik
Nordmazedonien nicht unterstützen»,
sagte Aussenministerin Ekaterina Sacha-
riewa am Dienstag in Sofia. Drei von
Sofia gestellte Bedingungen seien von
Nordmazedonien nicht erfüllt worden,
erläuterte Sachariewa. Bulgarien be-
mängelt, dass Skopje einen 2017 unter-
zeichneten bilateralen Vertrag nicht ein-
hält. Es beklagt einen «Diebstahl von
Geschichte» seitens Nordmazedoniens.
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Jihadisten hetzen im Sahel gegen Schulen
In einstigen Kolonien Frankreichs nehmen Terroristen die Bildungseinrichtungen ins Visier – die Kinder rekrutieren sie als Soldaten

NATALIE WENGER (TEXT) UND
JONAS OESCH (GRAFIK)

Eine Gruppe bewaffneter Männer
dringt am 26.April 2019 gegen 17 Uhr
gewaltsam in eine Schule in Maytagou
ein, einem Dorf im Südosten von Bur-
kina Faso.DieMänner schreien «Allahu
akbar», schiessen um sich. Sie töten vier
Lehrpersonen. Einen weiteren Lehrer
verwunden sie so schwer, dass er später
seinen Verletzungen erliegt.

Oftmals sind Schulen die einzi-
gen Orte, an denen Kinder in Konflik-
ten Schutz erhalten. Angriffe auf Schu-
len und Lehrpersonen gelten daher
laut der Uno als schwerwiegende Ver-
stösse gegen das humanitäre Völker-
recht. Dennoch werden Bildungsein-
richtungen vielerorts gezielt attackiert.
Über 17 000 entsprechendeVorfälle hat
die NGO Global Coalition to Protect
Education from Attack (GCPEA) zwi-
schen 2013 und 2019 weltweit verzeich-
net. Ein Grossteil dieser Attacken fand
an Kriegsschauplätzen statt.

Gegen das französische Erbe

Fünf Staaten stechen heraus, die sich in
den vergangenen Jahren zwar nicht im
Krieg befanden, in denen die Sicher-
heitslage jedoch teilweise sehr prekär
war: Mali, die Republik Zentralafrika,
Kamerun, Burkina Faso und Niger.Alle
diese Länder waren in der Vergangen-
heit französische Kolonien.

Hinter denAngriffen auf Schulen ste-
hen in diesen Ländern meist bewaffnete
Gruppierungen,die sich gegen«französi-
sche» Bildung und die französische Ein-
mischung in afrikanischeAngelegenhei-
ten aussprechen. In Burkina Faso zum
Beispiel macht die einheimische Ter-
rororganisation Ansaroul Islam, die mit
dem Terrornetzwerk Kaida verbündet
ist, die ehemalige Kolonialmacht dafür
verantwortlich, dass die Interessen der
muslimischen Gemeinschaft in der Poli-
tik vernachlässigt werden.ObwohlMus-
lime rund 60 Prozent der Bevölkerung
Burkina Fasos ausmachen, sind sie laut
einem Report der International Crisis
Group klar untervertreten in der politi-
schenElite unddemöffentlichenSektor.
Dies liegt auch daran,dass bis zurUnab-
hängigkeit des Landes im Jahr 1960 nur
Absolventen vonMissionsschulen über-
haupt einepolitischeoder administrative
Laufbahn einschlagen konnten.

Besonders in den Ländern der
Sahelzone – in Mali, Burkina Faso
und Niger – haben Angriffe auf Schu-
len mit der Ausbreitung des Islamis-
mus zugenommen. Im Januar kündigte
der französische Präsident Emmanuel
Macron an, der Kampf gegen terroristi-
sche Gruppen in der explosiven Grenz-
region zwischen Burkina Faso, Mali
und Niger werde intensiviert. Seit 2013
kämpft Frankreich zusammen mit ein-
heimischen Streitkräften gegen die Jiha-
disten in der Sahelzone.DieAngriffe auf
Schulen hat es aber nicht gestoppt.

Seit Anfang 2020 gab es laut Human
Rights Watch über 90 Angriffe auf Bil-
dungsinstitutionen in den drei Ländern.
Und das, obwohl die Schulen dort zwi-
schen März und Mai geschlossen waren.
Nicht alle Angriffe gingen jedoch auf
Terroristen zurück, einige waren auch
die Folge ethnischer Konflikte.

Ein willkommenes Feindbild

Für Jean-Paul Rouiller,Terrorismus-Ex-
perte des Geneva Centre for Security
Policy, hängen die Angriffe auf Schulen
mit der intensiviertenMilitärpräsenz der
Franzosen in der Sahelzone zusammen.
«Frankreich und seine Soldaten imSahel
bieten den Jihadisten ein willkommenes
Feindbild, sowohl aus ideologischen wie
aus politischen Gründen», sagt Rouiller.
Zugleich seien die Attacken aber auch
als Angriff gegen die eigene Regierung
zu sehen. «Die Jihadisten wollen zeigen,
dass der Staat nicht mehr in der Lage ist,
die Schulen zu verteidigen.»

Zu den Zielen der Terroristen ge-
hört es,die Schüler und dieEltern einzu-
schüchtern, damit die Kinder der Schule

fernbleiben.DieAngreifer haben es vor
allem auf Lehrpersonen abgesehen. Im
November 2018 etwa zündeten rund 20
bewaffnete Männer die Grundschule
von Sampiéri im Osten Burkina Fasos
an. Sie drohten den Lehrern, sie beim
nächsten Angriff umzubringen, sollten
sie nicht den Koran lehren und Franzö-
sisch imUnterricht durchArabisch erset-
zen.Zudem verlangten sie von den Leh-
rern, dass sie zum Islam konvertieren.

Das Bildungsministerium von Bur-
kina Faso gab im Mai bekannt, dass 222
Lehrer in den vergangenen drei Jahren
Opfer von terroristischen Anschlägen
geworden seien.AusAngst vor weiteren
Attacken flüchteten seit Anfang 2019
mehr als 830 000 Einwohner aus den
betroffenen Gebieten.Mehrere hundert

Lehrpersonen sind auf der Flucht. Fast
2500 der rund 14 000 Schulen mussten
laut der Uno seit dem Aufkommen der
Terrorgruppe Ansaroul Islam im Jahr
2016 aus Sicherheitsbedenken geschlos-
sen werden. 350 000 Kindern bleibt so
das Recht auf Bildung verwehrt.

Die Terroristen profitieren davon,
dass viele Kinder aus dem Schulall-
tag gerissen werden. Mitunter attackie-
ren sie Schulen auch in der Absicht, die
Kinder für ihre jihadistische Organisa-
tionen zu gewinnen. «In der Sahelzone
werden sehr junge Menschen rekru-
tiert», sagt Rouiller. Kinder von gerade
einmal zwölf Jahren würden zumTeil an
vorderster Front kämpfen.

Frankreichs Kampf gegen den isla-
mistischen Terror ist in den betroffe-
nen Staaten inzwischen sehr unbeliebt.
Je länger die unter dem Namen «Bar-
khane» bekannte Operation in der
Sahelzonedauert,desto stärkerwachsen
die antifranzösischen Ressentiments in
Ländern wie Mali und Burkina Faso,wo
besonders heftig gekämpftwird.Wieder-
holt protestierten die Bürger gegen den
französischen Militäreinsatz. Verschwö-
rungstheorien, laut denenFrankreichdie
Militäraktion nutzt, um an afrikanische
Bodenschätze zu gelangen, erhielten in
letzter Zeit vermehrt Zuspruch.

Der Verteidigungsminister von Bur-
kina Faso, Cheriff Sy, äusserte vor eini-
gen Monaten Bedenken darüber, dass
Frankreich mit den Terroristen nicht
fertigwerde. Er deutete an, dass Frank-
reich womöglich «andere Prioritäten»
habe, und befeuerte dadurch die Wut
gegenüber der ehemaligen Kolonial-
macht noch. Dass die Militäroperation
der Franzosen so lange dauert, hat laut
Rouiller mehrere Gründe: Das Einsatz-
gebiet ist fast fünfmal so gross wie Frank-
reich.Die Unterstützung der verschiede-
nen Regierungen ist relativ schwach, die
staatlichenArmeen sind schlecht ausge-
rüstet. Hinzu kommen ethnische Span-
nungen und das zwiespältige Verhältnis
der lokalen Bevölkerung zu den jihadis-
tischen Organisationen. «Die Organisa-
tionen sind teilweise tief in der Bevölke-
rung verankert. Die Gruppierungen ge-
ben vor, mit der Bevölkerung arbeiten
zu wollen, nicht gegen sie», sagt Rouiller.

Muslimische Kinder leiden

In Mali habe eine der Kaida nahe-
stehende Gruppierung versucht, Frie-
densverhandlungen mit der Regierung
aufzunehmen. Die Bedingung: die «ras-
sistische, arrogante Besetzung durch die
französischen Kreuzritter sofort zu be-
enden». Ein Teil der malischen Bevöl-
kerung wollte laut Umfragen auf diesen
Deal eingehen.

Laut François Niada von der Schwei-
zer NGO Helvetas gefährden die An-
griffe auf Schulen die über Jahrzehnte
erzielten Fortschritte bei der Einschu-
lungsrate, insbesondere von Mädchen.
«Für Mädchen steigt die Gefahr, früh
verheiratet zu werden, wenn sie nicht
zur Schule gehen können», sagt Niada,
der als Berater für Grund- und Berufs-
bildung in der Sahelzone tätig ist. Bei
Knaben dagegen bestehe eine hohe
Wahrscheinlichkeit, dass sie von Terror-
organisationen rekrutiert würden. «Weil
die Eltern ihre Kinder nicht mehr zur
Schule schicken können, steigt ausser-
dem das Risiko für Kinderarbeit», sagt
Niada. Bereits Grundschüler arbeiteten
als Strassenverkäufer, Hausangestellte
oder schufteten in einer der zahlreichen
Goldminen in der Sahelzone.

Teile derBevölkerungmachenFrank-
reich für die Schwächen im Bildungs-
system von Burkina Faso verantwort-
lich.Das System basiert auf dem franzö-
sischenModell, das auf theoretische Bil-
dung fokussiert. «Wer die Matura nicht
besteht, hat es sehr schwer, einen Job zu
finden», sagt François Niada. Obwohl
die Wirtschaft in Burkina Faso auf der
Landwirtschaft und auf dem informel-
len Sektor basiere, gebe es für Jugend-
liche wenig Möglichkeiten, einen hand-
werklichen Beruf zu erlernen.Weil viele
Eltern sich die Studiengebühren nicht
leisten könnten, nähmen sie ihre Kinder
frühzeitig aus der Schule.DieAussichts-
losigkeit bezüglich einer gesichertenZu-
kunft führe dazu, dass manche Jugend-
liche anfällig würden für dieVerheissun-
gen der Terrororganisationen.

Besonders schwierig ist es für mus-
limische Kinder, welche vorwiegend
franko-arabische Schulen besuchen.
Diese Schulen, welche den Koranunter-
richt mit allgemeinen Schulfächern wie
Mathematik und Französisch verbinden,
geniessen einen schlechten Ruf. Laut
einem Bericht der International Cri-
sis Group ist die Ausbildung der Lehr-
kräfte oft mangelhaft, die Lehrpläne
folgen nicht dem nationalen Programm,
die arabischen Schulbücher entsprechen
nicht den lokalen Gegebenheiten.

Eine Bildungsreform ist nötig

Die Politik hat erkannt, dass Reformen
nötig sind, um zu verhindern, dass Tau-
sende von Kindern in die Kriminalität
abrutschen. Im Jahr 2017 unterzeichnete
Burkina Faso die «Safe Schools Decla-
ration» und verpflichtete sich damit,
Schüler, Lehrkräfte und Schulen besser
zu schützen undMassnahmen zu treffen,
um Angriffe zu verhindern. Die Regie-
rung von Burkina Faso hat seit 2017
mehrere geschlossene Schulen wieder
geöffnet, Lehrkräfte in sicheren Gebie-
ten untergebracht und eine Dienststelle
für Bildung in Notlagen geschaffen.Als
Teil ihrer Corona-Bildungsoffensive hat
die Regierung kürzlich ihre Fernstu-
dium-Programme auf das Radio und das
Fernsehen ausgeweitet. Zudem arbeitet
die Regierung gemeinsammit Hilfsorga-
nisationen an weiteren digitalen Lösun-
gen. Künftig sollten Schüler und Lehrer
etwa vermehrt via Whatsapp miteinan-
der kommunizieren können.

«Diese Massnahmen reichen jedoch
nicht», sagt FrançoisNiada.UmdieLage
langfristig zu verbessern, müsse das
Schulsystem reformiert werden. «Das
Ziel ist, das Ausbildungssystem so an-
zupassen, dass es den Bedürfnissen der
Wirtschaft wie auch den Vorstellungen
der Jugendlichen entspricht»,sagtNiada.
Bereits auf der Grundstufe sollten die
Lehrpläne auch praktische landwirt-
schaftliche undhandwerklicheFähigkei-
ten enthalten.Viel stärker sollte auchder
lokaleKontext in der Schule berücksich-
tigt werden. Dazu gehöre eine Auswei-
tungderUnterrichtssprache vonFranzö-
sisch auf weitere Nationalsprachen und
Idiome.«DasZielmuss sein,dass dieBe-
völkerung sich stärker mit den Schulen
identifizieren kann und ein Mitsprache-
recht bei derGestaltung desUnterrichts
erhält», sagt Niada.Nur dann werde sich
dieBevölkerung verstärkt für denSchutz
der Schulen einsetzen.

QUELLEN: HUMANITARIAN DATA EXCHANGE, DW, UNIVERSITÄT UPPSALA

Angriffe auf Schulen, Schüler oder Lehrer zwischen 2013 und 2019

In ehemaligen französischen Kolonien werden Schulen gezielt angegriffen

Ehemalige französische Kolonie
Nie eine französische Kolonie

Wenige Angriffe

Viele Angriffe

Mali

Burkina Faso

Kamerun

Libyen: Angriffe sind vermutlich
Folgen des Krieges.

Land befand sich im Krieg

Niger

S A H E L Z O N ES A H E L Z O N E

«Viele Angriffe» bedeutet, dass es zwischen 2013 und 2019 mehr als 3 Angriffe pro Million Einwohner gab. Das entspricht dem
obersten Quartil der 91 erfassten Länder. Ein Land «befand sich im Krieg», wenn zwischen 2013 und 2019 in einem
bewaffneten Konflikt, in den der Staat involviert war, in einem Jahr über 1000 Personen ums Leben kamen.

Für viele Mädchen in der Sahelzone ist Bildung die einzige Chance, ihr Schicksal in die eigenen Hände zu nehmen. REUTERS

«Die Unterrichts-
sprache sollte von
Französisch auf weitere
Nationalsprachen
ausgeweitet werden.»
François Niada
Berater für Bildungsfragen
bei der Helvetas


